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Ergänzende Unterlagen zur Hauptversammlung 2020 
 
 
Den EUROKAI-Konzernabschluss (IFRS) 2019 einschließlich 
Lagebericht, Gewinnverwendungsvorschlag, erläuternder Bericht des 
Vorstands nach §§ 315 Abs. 4, 315 a Abs. 1 HGB sowie den Bericht des 
Aufsichtsrats   
 
und  
 
den EUROKAI-Einzelabschluss (HGB) 2019 einschließlich Lagebericht, 
Gewinnverwendungsvorschlag sowie erläuternder Bericht des Vorstands 
nach §§ 289 Abs. 4, 289 a Abs. 1 HGB 
 
finden Sie unter der Rubrik „Finanzberichte“. 
 
 
Alle weiteren ergänzenden Unterlagen zur Hauptversammlung 2020 
finden Sie hier nachfolgend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

EUROKAI 



 

 

EUROKAI GmbH & Co. KGaA 

Hamburg 

 

 

Ordentliche Hauptversammlung der EUROKAI GmbH & Co. KGaA,  
Sitz Hamburg, 

am Mittwoch, den 10. Juni 2020 um 10.00 Uhr 
Gasstr. 18, 22761 Hamburg 

 
 

Erläuterung zu Tagesordnungspunkt 1 
nach § 124 a Satz 1 Nr. 2 Aktiengesetz 

 
 
Gegenstand von Tagesordnungspunkt 1 ist die Vorlage des vom Aufsichtsrat 
gebilligten Jahresabschlusses und Konzernabschlusses sowie der vom Aufsichtsrat 
ebenfalls gebilligten Lageberichte für die Gesellschaft und den Konzern mit dem 
erläuternden Bericht zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 289 a Abs. 1, 315 Abs. 4, 
315 a Abs. 1 HGB sowie des Berichts des Aufsichtsrats jeweils für das Geschäftsjahr 
2019. Da die Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses der 
EUROKAI GmbH & Co. KGaA gemäß § 286 Abs. 1 AktG der Hauptversammlung 
obliegt und unter TOP 2 erfolgt, ferner eine Beschlussfassung der 
Hauptversammlung über die weiteren in Tagesordnungspunkt 1 genannten, der 
Hauptversammlung vorzulegenden Unterlagen gesetzlich nicht vorgesehen ist, 
erfolgt zu diesem Tagesordnungspunkt keine Beschlussfassung. 
 



EUROKAI GmbH & Co. KGaA 

Hamburg 

 

 

Ordentliche Hauptversammlung der EUROKAI GmbH & Co. KGaA, Sitz Hamburg, 
am Mittwoch, den 10. Juni 2020 um 10.00 Uhr 

Gasstr. 18, 22761 Hamburg 

 
 

Angabe der Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte zum Zeitpunkt der 
Einberufung gemäß § 124 a Satz 1 Nr. 4 AktG 

 
 
 
Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der 
Gesellschaft EUR 13.468.494,00. Es ist eingeteilt in 6.759.480 Stück stimmberechtigte 
Inhaberstammaktien im Nennbetrag von jeweils EUR 1,00, in 6.708.494 Stück 
stimmrechtslose Inhabervorzugsaktien im Nennbetrag von jeweils EUR 1,00 und eine 
auf den Namen lautende stimmberechtigte Vorzugsaktie im Nennbetrag von 
EUR 520,00 – der Namensaktie Nr. 00001. 

Je EUR 1,00 Nennbetrag der stimmberechtigten Aktien gewährt eine Stimme. Die 
Gesamtzahl der Stimmrechte beträgt zum Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung daher 6.760.000 Stimmen. 

Die Gesellschaft hält derzeit keine eigenen Aktien. 



 
 

EUROKAI GmbH & Co. KGaA 

 

Hamburg 

 

Ordentliche Hauptversammlung der EUROKAI GmbH & Co. KGaA,  

Sitz Hamburg, 

durchgeführt als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre 

und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreterinnen der 

Gesellschaft) 

am Mittwoch, den 10. Juni 2020 um 10.00 Uhr 

Gasstr. 18, 22761 Hamburg 

 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre  

nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 Aktiengesetz (AktG) 

 

 

Die Einberufung der Hauptversammlung enthält bereits Angaben zu den Rechten der 
Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 Aktiengesetz sowie gemäß dem 
Gesetz über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und 
Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie, 
(nachfolgend COVID-19-Gesetz). 

Nachstehende Ausführungen dienen der weiteren Erläuterung. 

 
Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG i.V.m. § 1 Abs. 3 Satz 4 

Covid-19-Gesetz 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 
anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf 
die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss 
eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich (§ 126 
BGB) oder in elektronischer Form (§ 126a BGB) an die persönlich haftende Gesellschafterin 
zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen, 
wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung dabei nicht mitzurechnen 
sind, d.h. bis spätestens 10. Mai 2020, 24:00 Uhr (MESZ), zugegangen sein. Aktionäre 
werden gebeten, ein entsprechendes Verlangen an folgende Adresse zu senden:  

EUROKAI GmbH & Co. KGaA  
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

E-Mail:  inhaberaktien@linkmarketservices.de 



 
 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Zugang 
des Verlangens Inhaber einer ausreichenden Zahl von Aktien sind, und dass sie die Aktien 
bis zur Entscheidung über den Antrag halten. Bei der Berechnung dieser Frist ist § 70 AktG 
zu beachten. 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit 
der Einberufung bekannt gemacht werden – unverzüglich im Bundesanzeiger bekannt 
gemacht. Sie werden außerdem unverzüglich über die Internetseite www.eurokai.de unter 
der Rubrik „Investor Relations“ unter „Hauptversammlung“ zugänglich gemacht und den 
Aktionären mitgeteilt. 

Die zugrundeliegenden Regelungen lauten wie folgt: 

§ 122 Abs. 1 und 2 AktG 

„(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die 
Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine 
andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. Die 
Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 
Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur 
Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. § 121 Abs. 7 ist entsprechend 
anzuwenden. 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, dass 
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen 
Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen 
im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten 
Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs 
ist nicht mitzurechnen.“ 

§ 121 Abs. 7 AktG 

„Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist der Tag 
der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem 
Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden 
Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind 
nicht entsprechend anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten Gesellschaften kann die Satzung 
eine andere Berechnung der Frist bestimmen.“ 

§ 70 AktG 

„Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, daß der Aktionär während 
eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein 
Anspruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein 
nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das 
Kreditwesen tätiges Unternehmen gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird 
dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als 
Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer 
Bestandsübertragung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des 
Gesetzes über Bausparkassen erworben hat.“ 

 



 
 

§ 1 Abs. 3 Covid-19-Gesetz 
 
„(3) Abweichend von § 123 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 5 des Aktiengesetzes kann 
der Vorstand entscheiden, die Hauptversammlung spätestens am 21. Tag vor dem Tag der 
Versammlung einzuberufen. Abweichend von § 123 Absatz 4 Satz 2 des Aktiengesetzes hat 
sich der Nachweis des Anteilsbesitzes bei börsennotierten Gesellschaften auf den Beginn 
des zwölften Tages vor der Versammlung zu beziehen und muss bei Inhaberaktien der 
Gesellschaft an die in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse bis spätestens am vierten 
Tag vor der Hauptversammlung zugehen, soweit der Vorstand in der Einberufung der 
Hauptversammlung keine kürzere Frist für den Zugang des Nachweises bei der Gesellschaft 
vorsieht; abweichende Satzungsbestimmungen sind unbeachtlich. Im Fall der Einberufung 
mit verkürzter Frist nach Satz 1 hat die Mitteilung nach § 125 Absatz 1 Satz 1 des 
Aktiengesetzes spätestens zwölf Tage vor der Versammlung und die Mitteilung nach § 125 
Absatz 2 des Aktiengesetzes hat an die zu Beginn des zwölften Tages vor der 
Hauptversammlung im Aktienregister Eingetragenen zu erfolgen. Abweichend von § 122 
Absatz 2 des Aktiengesetzes müssen Ergänzungsverlangen im vorgenannten Fall 
mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft zugehen.“ 

Die Satzung der Gesellschaft macht keinen Gebrauch von der Möglichkeit des § 122 Abs. 1 
Satz 2 AktG, das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung an eine andere Form und 
den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital zu knüpfen. 

 

Hinweise zu Gegenanträgen und Wahlvorschlägen gemäß § 126 Abs. 1 und § 127 AktG 

Jeder Aktionär hat das Recht, einen Gegenantrag gegen die Vorschläge der persönlich 
haftenden Gesellschafterin und/oder des Aufsichtsrats zu einem bestimmten Punkt der 
Tagesordnung zu stellen oder Wahlvorschläge zu unterbreiten. 
 
Mindestens 14 Tage vor der Versammlung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der 
Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, d.h. bis spätestens 26. Mai 2020, 24:00 Uhr 
(MESZ), bei der Gesellschaft unter der Adresse 

EUROKAI GmbH & Co. KGaA  
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

E-Mail:  inhaberaktien@linkmarketservices.de 

 

eingegangene Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären mit etwaiger Begründung 
werden einschließlich einer etwaigen Begründung und des Namens des Aktionärs nach 
Nachweis der Aktionärseigenschaft des Antragstellers anderen Aktionären im Internet unter 
www.eurokai.de unter der Rubrik „Investor Relations“ unter Menüpunkt „Hauptversammlung“ 
nach den gesetzlichen Regeln zugänglich gemacht. Für Wahlvorschläge gilt dies 
entsprechend mit der Maßgabe, dass diese nicht zu begründen sind. Eventuelle 
Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse 
veröffentlicht. 

An andere als die an die o.g. genannte Adresse adressierte oder nicht rechtzeitig 
zugegangene Gegenanträge müssen nicht zugänglich gemacht werden. Weitere Umstände, 
bei deren Vorliegen Anträge nicht zugänglich gemacht werden müssen, enthalten § 126 Abs. 
2 AktG (für Gegenanträge und Wahlvorschläge) sowie § 127 AktG (für Wahlvorschläge).  



 
 

Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge oder 
Wahlvorschläge gestellt werden. 

Bis spätestens zum Ablauf des 8. Juni 2020, 24.00 Uhr (MESZ), von ordnungsgemäß 
angemeldeten Aktionären unter der unter Ziff. II 3.1) genannten Anmeldeadresse 
zugegangene, ordnungsgemäß gestellte und zulässige Gegenanträge und Wahlvorschläge 
werden im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung als gestellt berücksichtigt. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die auch 
bestimmen, unter welchen Voraussetzungen von einem Zugänglichmachen von 
Gegenanträgen und Wahlvorschlägen abgesehen werden kann, lauten wie folgt: 

§ 126 Anträge von Aktionären 

„(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und 
einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten 
Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär 
mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen 
Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit 
Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der Tag 
des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaften hat das 
Zugänglichmachen über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt 
entsprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu 
werden,  

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 
2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 

Hauptversammlung führen würde, 
3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende 

Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 
4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu 

einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist, 
5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den 

letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft 
nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als 
der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen 
und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen ihm 
mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 
5.000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung 
Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen 
zusammenfassen.“ 

§ 127 Wahlvorschläge von Aktionären 

„Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 
Abschlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu 
werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, 
wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 
enthält. Der Vorstand hat den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, 



 
 

das Montan-Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbestimmungsergänzungsgesetz gilt, mit 
folgenden Inhalten zu versehen: 

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Abs. 2, 
2. Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Abs. 2 Satz 3 widersprochen wurde und 
3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und Männern 

besetzt sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Abs. 2 Satz 1 

zu erfüllen.“ 

§ 124 Abs. 3 Satz 4 

„Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, 
ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben.“ 

§ 1251 

„(1) Der Vorstand hat mindestens 21 Tage vor der Versammlung den Kreditinstituten und 
den Vereinigungen von Aktionären, die in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte für 
Aktionäre ausgeübt oder die die Mitteilung verlangt haben, die Einberufung der 
Hauptversammlung mitzuteilen. Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. Ist die 
Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 zu ändern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften die 
geänderte Tagesordnung mitzuteilen. In der Mitteilung ist auf die Möglichkeiten der 
Ausübung des Stimmrechts durch einen Bevollmächtigten, auch durch eine Vereinigung von 
Aktionären, hinzuweisen. Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl 
von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu 
bildenden Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- 
und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 

(2) Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand den Aktionären zu machen, die es verlangen oder 
zu Beginn des 14. Tages vor der Versammlung als Aktionär im Aktienregister der 
Gesellschaft eingetragen sind. Die Satzung kann die Übermittlung auf den Weg 
elektronischer Kommunikation beschränken. 

(3) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann verlangen, daß ihm der Vorstand die gleichen 
Mitteilungen übersendet. 

(4) Jedem Aufsichtsratsmitglied und jedem Aktionär sind auf Verlangen die in der 
Hauptversammlung gefassten Beschlüsse mitzuteilen. 

(5) Finanzdienstleistungsinstitute und die nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen sind den 
Kreditinstituten gleichgestellt.“ 
 
Hinweise zum Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 

S. 1 Nr. 3, S. 2 Covid-19-Gesetz 

Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Verlangen vom Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des 
Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Diese Auskunftspflicht des Vorstands 
erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu 
einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den 
Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. Unter bestimmten, in § 131 Abs. 3 AktG 

                                                           

1 § 125 AktG wurde zwar durch das ARUG II mit Wirkung zum 1. Januar 2020 geändert. Die 
geänderte Fassung ist gemäß § 26j Abs. 4 EGAktG jedoch „erst ab dem 3. September 2020 
anzuwenden und … erstmals auf Hauptversammlungen anzuwenden, die nach dem 3. September 
2020 einberufen werden.“ Da deshalb für die Hauptversammlung der Gesellschaft am 10. Juni 2020 
noch die bis 31. Dezember 2019 geltende Fassung des § 125 AktG anzuwenden ist, wird hier diese 
Fassung abgedruckt. 



 
 

näher ausgeführten Voraussetzungen, darf der Vorstand die Auskunft verweigern. Eine 
ausführliche Darstellung der Voraussetzungen, unter denen der Vorstand die Auskunft 
verweigern darf, findet sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.eurokai.de unter 
der Rubrik „Investor Relations“ unter „Hauptversammlung“ in den ergänzenden Unterlagen 
zur Hauptversammlung. 

Das Auskunftsrecht der Aktionäre ist im Falle einer virtuellen Hauptversammlung nach § 1 
Abs. 2 COVID-19-Gesetz erheblich eingeschränkt. Danach haben die Aktionäre lediglich die 
Möglichkeit, Fragen im Wege der elektronischen Kommunikation zu stellen (§ 1 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 3 COVID-19-Gesetz). Der Vorstand kann zudem festlegen, dass Fragen spätestens 
zwei Tage vor der Hauptversammlung einzureichen sind. Hiervon hat die persönlich 
haftende Gesellschafterin der EUROKAI GmbH & Co. KGaA mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats Gebrauch gemacht. Über die Beantwortung der Fragen entscheidet die 
persönlich haftende Gesellschafterin der EUROKAI GmbH & Co. KGaA gemäß § 1 Abs. 2 
Satz 2 COVID-19-Gesetz – abweichend von § 131 AktG – nach pflichtgemäßem, freiem 
Ermessen. Ausweislich der Gesetzesbegründung zu § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz hat 
die Verwaltung keinesfalls alle Fragen zu beantworten, sie kann Fragen zusammenfassen 
und im Interesse der anderen Aktionäre sinnvolle Fragen auswählen. Sie kann dabei 
Aktionärsvereinigungen und Institutionelle Investoren mit bedeutenden Stimmanteilen 
bevorzugen.  Fragen in Fremdsprachen werden nicht berücksichtigt.  

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre haben die Möglichkeit, im Wege der elektronischen 
Kommunikation Fragen zu stellen (vgl. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 COVID-19-Gesetz). Etwaige 
Fragen sind bis spätestens zum 8. Juni 2020, 24.00 Uhr (MESZ), über das unter der 
Internetseite www.eurokai.de unter der Rubrik „Investor Relations“ unter 
„Hauptversammlung“ zugängliche HV-Portal einzureichen. Eine Einreichung von Fragen auf 
einem anderen Übermittlungsweg ist nicht möglich. 

Nach Ablauf der vorstehend genannten Frist können Fragen nicht mehr eingereicht werden. 
Es ist vorgesehen, die Fragensteller im Rahmen der Fragenbeantwortung grundsätzlich 
namentlich zu nennen. Die persönlich haftende Gesellschafterin behält sich vor, häufig 
gestellte Fragen (FAQs) vorab auf der Internetseite der Gesellschaft zu beantworten. 

Die zugrundeliegenden Regelungen lauten wie folgt: 

§ 131 Abs. 1 AktG 

„(1) Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des 
Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf 
die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen 
Unternehmen. Macht eine Gesellschaft von den Erleichterungen nach § 266 Abs. 1 Satz 3, § 
276 oder § 288 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionär verlangen, dass 
ihm in der Hauptversammlung über den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der Form 
vorgelegt wird, die er ohne diese Erleichterung hätte. Die Auskunftspflicht des Vorstands 
eines Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) in der 
Hauptversammlung, der der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht vorgelegt 
werden, erstreckt sich auch auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss 
einbezogenen Unternehmen. 

(2) Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu 
entsprechen. Die Satzung oder die Geschäftsordnung gemäß § 129 kann den 
Versammlungsleiter ermächtigen, das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich 
angemessen zu beschränken, und Näheres dazu bestimmen. 

 



 
 

(3) Der Vorstand darf die Auskunft verweigern, 

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht 
unerheblichen Nachteil zuzufügen; 

2.  soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht; 
3.  über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz 

angesetzt worden sind, und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei denn, dass 
die Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt; 

4.  über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser Methoden 
im Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft im Sinne des § 264 Abs. 2 des 
Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den 
Jahresabschluss feststellt; 

5.  soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen würde; 
6.  soweit bei einem Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut Angaben über 

angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie vorgenommene 
Verrechnungen im Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss oder 
Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden brauchen; 

7.  soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage 
vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist. 

Aus anderen Gründen darf die Auskunft nicht verweigert werden. 

(4) Ist einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außerhalb der 
Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem anderen Aktionär auf dessen 
Verlangen in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist. Der Vorstand darf die 
Auskunft nicht nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 verweigern. Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 
ein Tochterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), ein 
Gemeinschaftsunternehmen (§ 310 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) oder ein assoziiertes 
Unternehmen (§ 311 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) die Auskunft einem 
Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) zum Zwecke der 
Einbeziehung der Gesellschaft in den Konzernabschluss des Mutterunternehmens erteilt und 
die Auskunft für diesen Zweck benötigt wird. 
 
(5) Wird einem Aktionär eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dass seine Frage 
und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die 
Verhandlung aufgenommen werden.“ 
 

§ 1 Abs. 2 Covid-19-Gesetz 

„(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, 
sofern 

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt,  

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation (Briefwahl 
oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist,  

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation 
eingeräumt wird,  

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung von 
§ 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens 
in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der 
Hauptversammlung eingeräumt wird. 



 
 

 
Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er wie 
beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor der 
Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind.“ 



Lebenslauf von Dr. Sebastian Biedenkopf 
 
 
Name   Dr. Sebastian Biedenkopf 
 

Ausgeübter Beruf General Counsel der Robert Bosch GmbH 
 

Wohnort  Stuttgart 
 

Geburtsjahr  1964 
 

Nationalität  Deutsch 
 

Erstbestellung 2012 
 

Aktuelle Bestellung bis 2020 
 

Ausschüsse  Prüfungsausschuss (Vorsitzender) 
 
 
 
Ausbildung & Qualifikation 
 
1983 – 1985 Abitur und Wehrdienst (Leutnant der Reserve) 
1985 Studium der Rechtswissenschaften 
1991 1. Juristisches Staatsexamen 
1993 Promotion zum Doktor der Rechtswissenschaften, Berlin 
1994 2. Juristisches Staatsexamen 
 
 
Beruflicher Werdegang  
 
1991 - 1992 Referent Treuhandanstalt Berlin, Bereich Energiewirtschaft 
1994 - 1998 Rechtsanwaltstätigkeit in Düsseldorf und Washington D.C. 
1998 - 2001 Bertelsmann AG, Gütersloh / Konzernrechtsabteilung, Kartellrecht- und    

Medienrecht 
2001 - 2004  Bertelsmann Inc., New York / General Counsel 
2005 - 2008  maxingvest ag (ehem. Tchibo Holding AG), Hamburg / General Counsel, 

Chief Compliance Officer 
2008 - 2012  Conergy AG, Hamburg / Finanzvorstand und Interims-CEO 
seit 2012  Geschäftsführender Gesellschafter BIEDENKOPF & ASSOCIATES 

Strukturierungsberatung GmbH, Hamburg  
seit 2013 General Counsel der Robert Bosch GmbH, Stuttgart  
 
 
Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsräten 
 
-  EUROKAI GmbH & Co. KGaA, Hamburg, stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrats, 
   Vorsitzender des Prüfungsausschusses 
-  EUROGATE Geschäftsführungs-GmbH & Co. KGaA, Bremen, Mitglied des Aufsichtsrats 
-  Bosch Sicherheitssysteme GmbH, Grasbrunn, Mitglied des Aufsichtsrats  
-  Robert Bosch Automotive Steering GmbH, Schwäbisch Gmünd, Mitglied des Aufsichtsrats  
 
 
Beratertätigkeiten / sonstige Tätigkeiten/Kenntnisse, Erfahrungen    
 
-  Mit-Herausgeber der Zeitschrift „Der Aufsichtsrat“ 

 



Lebenslauf von Dr. Winfried Steeger 
 
 
Name   Dr. Winfried Steeger 
 

Ausgeübter Beruf Geschäftsführer der Jahr Holding GmbH 
 

Wohnort  Hamburg 
 

Geburtsjahr  1949 
 

Nationalität  Deutsch 
 

Erstbestellung 2011 
 

Aktuelle Bestellung bis 2020 
 

Ausschüsse  Prüfungsausschuss 
 
 
 
Ausbildung & Qualifikation 
 
1970 - 1971  Abitur und Wehrdienst 
1972 Studium der Rechtswissenschaften 
1975   1. Juristisches Staatsexamen 
1976 - 1977 Tätigkeiten bei der Deutschen Bank und der Kanzlei Herbert Smith jeweils 

in London 
1978    2. Juristisches Staatsexamen 
1978 - 1981  Arbeiten zur Promotion, ab 05/1979 parallel zu anwaltlichen Tätigkeiten 
1981   Promotion zum Doktor der Rechtswissenschaften, Hamburg/Berlin 
 
 
Beruflicher Werdegang  
 
1979 - 04/2011 Rechtsanwalt bei der Sozietät Freshfields Bruckhaus Deringer L.L.P., 

bzw. deren Vorgängersozietäten Bruckhaus Westrick Stegemann, davor 
Stegemann, Sieveking, Lutteroth Steeger und davor Steeger Tiefenbacher 
Heibey 

1984 - 04/2011 Partner der Sozietät 
seit 04/2011  Geschäftsführer der Jahr Holding GmbH (Jahr-Gruppe – Family Office), 

Hamburg 
 
 
Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsräten 
 
-  Symrise AG, Holzminden, Vorsitzender des Aufsichtsrats, Mitglied des Prüfungs-, Personal- 
   und Nominierungsausschusses 
-  Verwaltungsgesellschaft Otto mbH (mitbestimmte GmbH des Otto Konzerns), Hamburg, 
   Mitglied des Aufsichtsrats 
-  EUROKAI GmbH & Co. KGaA, Hamburg, Vorsitzender des Aufsichtsrats, Mitglied des 
   Prüfungsausschusses 
-  EUROGATE Geschäftsführungs-GmbH & Co. KGaA, Bremen, Mitglied des Aufsichtsrats und 
   des Prüfungsausschusses 
-  Blue Elephant Energy AG, Hamburg, Mitglied des Aufsichtsrats 
 
 
 



 
Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien 
 
-  August Prien Verwaltung GmbH, Hamburg, Vorsitzender des Aufsichtsrats 
-  Kurt F.W.A. Eckelmann GmbH, Hamburg, stellvertretender Vorsitzender des Verwaltungsrats 
-  Familie Thomas Eckelmann Verwaltungsgesellschaft mbH, Hamburg, stellvertretender 
   Vorsitzender des Verwaltungsrats 
-  Familie Thomas Eckelmann GmbH & Co. KG, Hamburg, stellvertretender Vorsitzender des 
   Verwaltungsrats 
 
Beratertätigkeiten / sonstige Tätigkeiten/Kenntnisse, Erfahrungen 
 
-  Wiederholte Wahrnehmung anwaltlicher Beratungsmandate, insbesondere im Bereich des 
   Wirtschaftsrechts 
-  Besondere Erfahrung in der Beratung mittelständischer und inhabergeführter Unternehmen 
   (family owned business) 



Lebenslauf von Max Marcus Alfons Warburg 
 
 
Name   Max Marcus Alfons Warburg 
 

Ausgeübter Beruf Bankier 
 

Wohnort  Hamburg 
 

Geburtsjahr  1948 
 

Nationalität  Deutsch 
 

Erstbestellung 2000 
 

Aktuelle Bestellung bis 2020 
 

Ausschüsse  Keine 
 
 
 
Ausbildung & Qualifikation 
 
1966 - 1968  Studium der Volkswirtschaft, Universität Hamburg 
1967 - 1975 Studium der Rechtswissenschaften in Hamburg, Freiburg, Heidelberg 
 Rechtsreferendariat bei verschiedenen Gerichten in Hamburg sowie im 

Wirtschafts- und Verkehrsministerium in Bonn 
1972   1. Juristisches Staatsexamen 
1975    2. Juristisches Staatsexamen 
1975 - 1976  Credit Training Programm, Chase Manhattan Bank, New York 
 
 
Beruflicher Werdegang  
 
1976 Financial Analyst und Corporate Research Officer  

E.M. Warburg, Pincus & Co., New York 
1977  Kreditsachbearbeitung, Corporate Finance 
 Effektenbank Warburg AG, Frankfurt 
1977 - 1978  International Corporate Finance 

S.G. Warburg & Co., London 
seit 1978  Director Sales & Trading 

M.M. Warburg & CO KGaA, Hamburg 
1982 - 2014  Persönlich haftender Gesellschafter, einzelvertretungsberechtigter Partner 
   
 
Mitgliedschaft in gesetzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsräten 
 
-  EUROKAI GmbH & Co. KGaA, Hamburg, Mitglied des Aufsichtsrats  
-  EUROGATE Geschäftsführungs-GmbH & Co. KGaA, Bremen, zweiter Stellvertretender 
   Vorsitzender des Aufsichtsrats 
 
 
Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien 
 
-  Kurt F.W.A. Eckelmann GmbH, Hamburg, Vorsitzender des Verwaltungsrats 
-  Familie Thomas Eckelmann Verwaltungsgesellschaft mbH, Hamburg, Vorsitzender des 
   Verwaltungsrats 
-  Familie Thomas Eckelmann GmbH & Co. KG, Hamburg, Vorsitzender des Verwaltungsrats 
 
 

 



Beratertätigkeiten / sonstige Tätigkeiten/Kenntnisse, Erfahrungen 
 
 Keine 


